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Vernehmlassung zum Gesetz über Ergänzungsleistungen für einkommensschwache Familien 

(FamELG) 

Stellungnahme 

 

 

Sehr geehrte Frau Kommissionspräsidentin, 

sehr geehrte Damen und Herren 

 

Für die Gelegenheit, uns im Rahmen der Vernehmlassung zu o.a. Geschäft äussern zu können, dankt 

Ihnen die Regionalkonferenz Oberland-Ost (RKOO) bestens. 

Obwohl es sich bei dieser Thematik nicht um eine Kernaufgabe der RKOO handelt, erlauben wir uns 

unter dem Aspekt der schwierigen finanziellen Lage unserer Gemeinden ein paar grundsätzliche Überle-

gungen. Wir betonen dabei klar, dass unsere Stellungnahme aus einer rein finanzpolitischen Sicht erfolgt 

und wir damit keine gesellschaftspolitische Wertung vornehmen. 

Grundsatzbemerkung 

Die vom Grossen Rat anlässlich der letzten Session beschlossenen Sparmassnahmen im Rahmen der 

ASP zeugen von der auch beim Kanton vorhandenen schwierigen finanziellen Lage. Die Kommission, 

welche die Vorlage erarbeitet hat, empfiehlt diese aus finanzpolitischen Gründen zur Ablehnung. 

Keine Aufnahme der Kosten in die Lastenverteilung EL 

Nach Art. 28 des Entwurfs sollen die anfallenden Kosten dem EL-Lastenausgleich angelastet werden. 

Dies bedeutet, dass die Gemeinden die Hälfte der Kosten zu tragen hätten. Es geht unseres Erachtens 

aber nicht an, dass der Kanton mit einer neuen Gesetzgebung Aufgaben übernimmt und die Gemeinden 

zur Mitfinanzierung verpflichtet. Die meisten Gemeinden sind heute nicht in der Lage, kantonale Mehrleis-

tungen mitzufinanzieren. Aus finanzpolitischen Überlegungen wird Art. 28 deshalb klar abgelehnt. 

Vollzug nicht zu Lasten der Gemeinden 

Nach Art. 29 stehen für den Vollzug entweder die Ausgleichkasse des Kantons Bern beziehungsweise 
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die AHV-Zweigstellen der Gemeinden oder das Amt für Sozialversicherungen zur Diskussion. Die kom-

munalen AHV-Zweigstellen werden durch die Gemeinden finanziert. Bei einer zusätzlichen Aufgaben-

übertragung müssten die Gemeinden für diesen Mehraufwand durch den Kanton vollumfänglich entschä-

digt werden. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme bei der weiteren Bearbeitung der Vor-

lage. 

Freundlich grüssen  

 
Peter Flück, Präsident 
Regionalkonferenz Oberland-Ost 

 
Stefan Schweizer, Geschäftsführer 
Regionalkonferenz Oberland−Ost 
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